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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit zwei neuen Urteilen (C-619/16 und C-684/16 vom 06.11.2018) 

hat der EuGH wieder einmal in das deutsche Urlaubsrecht einge-

griffen.  

Nach der neuen Rechtsprechung verfallen Urlaubsansprüche von 

Arbeitnehmern nun nicht mehr automatisch am Ende des Kalen-

derjahres oder mit Ablauf eines Übertragungszeitraums. Stattdes-

sen müssen Sie als Arbeitgeber aktiv werden. 

 

Was bedeutet das für Sie? 

 

In den meisten Arbeitsverträgen ist geregelt, dass Urlaubsansprü-

che, die nicht innerhalb des Kalenderjahres genommen werden, 

am Ende des Kalenderjahres verfallen. Kann der Urlaub aufgrund 

betrieblicher Belange nicht im Kalenderjahr genommen werden, 

verfällt er, wenn er nicht innerhalb eines Übertragungszeitraums 

genommen wird (üblicherweise bis zum 31.03. des Folgejahres).  

Dies entsprach auch der bisherigen Gesetzeslage nach § 7 Abs. 3 

BUrlG. Diese ist nach der neuen Rechtsprechung nicht mehr anzu-

wenden. Damit könnten Mitarbeiter ihre Urlaubsansprüche über 

einen langen Zeitraum ansammeln und den Urlaub auf einmal 

nehmen oder, bei Ende des Arbeitsverhältnis, eine hohe Abgel-

tung der Urlaubsansprüche verlangen. 

 

Was ist zu tun? 

 

In Zukunft müssen Sie Ihre Arbeitnehmer explizit dazu auffordern, 

den Urlaub zu nehmen und Sie müssen darauf hinweisen, dass der 

Urlaub anderenfalls verfällt. Damit können Sie den Verfall von Ur-
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laubsansprüche zum Ende des Kalenderjahres oder mit Ablauf des Übertragungszeit-

raums herbeiführen. 

 

Diese Aufforderung nebst Hinweis muss zu einem Zeitpunkt geschehen, an dem der Ar-

beitnehmer seinen Urlaub auch noch nehmen kann. Es reicht also nicht aus, einen Mit-

arbeiter mit 2 Wochen Resturlaub in der letzten Dezemberwoche aufzufordern, den 

Urlaub zu nehmen. 

 

Welche formellen Anforderungen an diese Unterrichtung des Arbeitnehmers gestellt 

werden, lässt sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht sagen. 

Wir würden Ihnen empfehlen, je nach Personaleinsatz und Urlaubsplanungsmöglichkeit 

zwischen dem 01.07. und dem 30.09. eines Jahres alle Arbeitnehmer, die noch Urlaubs-

ansprüche offen haben, schriftlich aufzufordern, ihren Urlaub bis zum Ende des Urlaubs-

jahres zu nehmen, da dieser anderenfalls verfällt. Idealerweise lassen Sie sich den Emp-

fang dieser Aufforderung gegen Unterschrift des Arbeitnehmers quittieren. 

 

Darüber hinaus müssen Sie als Arbeitgeber die Urlaubsansprüche dann auch tatsäch-

lich erfüllen, was eine entsprechende Urlaubsplanung im Betrieb erforderlich macht. 
 

Bei Rückfragen hierzu stehen wir Ihnen selbstverständlich jederzeit gern zur Verfügung. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Ihr Team der Kanzlei Biesdorf, Kram und Partner 
 
 
 
 
 
 


